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Die Aussichten auf ein langes Leben werden immer besser – mit weitreichenden 

Folgen für den Einzelnen und die Gesellschaft. Das Buch Die Zukunft des Alterns, 

herausgegeben vom Präsidenten der Max-Planck-Gesellschaft Peter Gruss, beleuchtet 

unterschiedliche Aspekte des Alterns. Dafür haben Max-Planck-Wissenschaftler 

zwölf Beiträge verfasst, deren Themen von den biologischen Grundlagen bis zu den 

politischen Konsequenzen reichen. Wir veröffentlichen hier die gekürzte Fassung 

eines Textes von WOLFGANG STREECK, Direktor am MAX-PLANCK-INSTITUT 

FÜR GESELLSCHAFTSFORSCHUNG, über Politik in einer alternden Gesellschaft.

 Zu den Themen, die den Sozial- 
wissenschaften heute aus der 

Gesellschaft heraus gestellt werden, 
gehören die politischen Auswir-
kungen der fortschreitenden Alte-
rung der Bevölkerung. Mittlerweile 
gilt es als Gemeinplatz, dass die zu-
nehmende Zahl alter und sehr alter 
Menschen die öffentliche Daseins-
vorsorge mit schwierigen Heraus-
forderungen konfrontiert, die weit 
über die Notwendigkeit der Finanzie-
rung wachsender Rentenzahlungen 

Klasse; die Möglichkeit politischer 
Erneuerung wäre versperrt; und die 
Gesellschaft insgesamt verlöre ihre 
Zukunftsfähigkeit. Dass man sich 
heute über eine politische Machter-
greifung der Älteren überhaupt Ge-
danken machen kann oder muss, hat 
mit drei Entwicklungen zu tun: mit 
der Überalterung oder „Unterjün-
gung“ (Franz Xaver Kaufmann) der 
reichen Industriegesellschaften, mit 
der Demokratisierung und vor allem 
der Durchsetzung des allgemeinen 
Wahlrechts sowie mit der Einrichtung 
des modernen Wohlfahrtsstaats.

kratischen Mitteln die politische 
Macht erobert und dazu nutzt, die 
Jüngeren wirtschaftlich auszubeuten. 
Ein Verlust der bislang im Wohl-
fahrtsstaat als selbstverständlich vor-
ausgesetzten Dominanz der Aktiven 
über die Ausgeschiedenen könnte Po-
litik und Gesellschaft die Mittel ent-
ziehen, die sie braucht, um Wohl-
stand und Fortschritt auch für ihre 
Zukunft zu sichern. Das politische 
System würde zum Instrument einer 
– unvermeidlich – untergehenden 

       Vom Generationen vertrag        Vom Generationen vertrag 
zum Generationen konfl ikt ?

hinausreichen. Wie soll der notwen-
dig gewordene altersfreundliche Um-
bau der Gesellschaft aussehen und 
wie soll er bewältigt werden?

Mit dem Altern der Gesellschaft 
ändern sich nicht nur die Anforde-
rungen an Politik und Verwaltung, 
sondern auch die Politik selbst und 
das Bild des Alters, das ihr bis -
her unterlag. Je weiter der Bevölke-
rungsanteil der Alten zunimmt, desto 
schwerer wird es, sie sich als pas -
sive Empfänger wohlfahrtsstaatlicher 
Leistungen vorzustellen. Wenn Poli-
tik die Produktion bindender Ent-
scheidungen der Lasswell’schen Fra-
ge „Who gets what, when and how?“ 
ist, dann eröffnet der demografi sche 
Wandel die beunruhigende Möglich-
keit einer Ablösung der wohlfahrts-
staatlichen Generationensolidarität 
durch einen scharfen intergeneratio-
nalen Verteilungskonfl ikt.

Noch beunruhigender könnte aller-
dings die Frage erscheinen, ob demo-
kratische Politik mit dem Anwach -
sen des Bevölkerungsanteils der Al ten 
überhaupt noch in der Lage sein 
kann, einen neuen Ausgleich zwi-
schen den Generationen herzustellen. 
Immer öfter wird in der populären 
Literatur die Möglichkeit beschworen, 
dass die reichen Industriegesell-
schaften zu Gerontokratien einer 
neuen Art werden könnten, in denen 
eine Mehrheit von Alten mit demo-

In den heutigen Befürchtungen über 
die künftige Politik alternder Gesell-
schaften lassen sich die Spuren einer 
Rhetorik wiederfi nden, die schon in 
den politischen Diskussionen der Ver-
gangenheit über den modernen Wohl-
fahrtsstaat präsent war: Die Befürch-
tung einer Nutzung der politischen 
Demokratie zur Selbstbereicherung ei-
ner parasitären Mehrheitsklasse, mit 
der Folge einer Strangulation der 
Marktwirtschaft und der Wachstums-
dynamik des Kapitalismus durch eine 
Klasse von Rentiers, die ihren Lebens-
unterhalt nicht ehrlich am Markt ver-
dient haben. In dieser Perspektive geht 
es denn auch in erster Linie gar nicht 
um Alte, sondern um Rentner: nicht 
um die Interessen alter Menschen als 
solche, sondern um die Auswirkungen 
ihrer sozialstaatlichen Alimentation 
auf die politische Ökonomie.

Anders als bei den Generationen-
konfl ikten der Moderne ginge es bei 
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Alte Menschen sind politisch durchaus aktiv - auch 
wenn es um andere Themen als die Rente geht.



WISSEN AUS ERSTER HAND

 56  M A X P L A N C K F O R S C H U N G  1 / 2 0 0 7

GESELLSCHAFTSFORSCHUNG

 1 / 2 0 0 7  M A X P L A N C K F O R S C H U N G  57

eine wachsende Anzahl Älterer in re-
lativ guten wirtschaftlichen Verhält-
nissen einer jüngeren Generation mit 
einem relativ großen Armutsrisiko 
gegenüberstehe. Allerdings zeigt sich 
auch, dass die Wahrscheinlichkeit ei-
ner Ablehnung von Bildungsausga-
ben mit höherem Wohlstand ab-
nimmt. Auch stimmen Frauen eher 
für Bildungsausgaben als Männer 
und Schwarze eher als Weiße.

Vergleiche mit Studien aus den 
1960er- und 1970er-Jahren scheinen 
darüber hinaus zu belegen, dass das 
Abstimmungsverhalten auch vom 
Bildungsniveau, vom sozialen Status 
und von den allgemeinen politischen 
Zeitumständen abhängt. Selbst in den 
Vereinigten Staaten, wo die rationale 
Verfolgung materieller Interessen ge-
radezu als ontologische Wesensbe-
stimmung menschlichen Handelns 
gilt, steht also nicht von vornherein 
fest, dass ältere Bürger die Zustim-
mung zu Steuererhöhungen zuguns-
ten besserer Schulen verweigern.

EGOISMUS KONTRA

MORALISCHE ÖKONOMIE?

Dass Menschen mit dem Alter egoisti-
scher werden und aufhören, sich für 
die Welt nach ihrem Tod mitverant-
wortlich zu fühlen, ist eine Verallge-
meinerung ohne empirische Grundla-
ge. Alte wie junge Menschen sind 
eingebettet in die moralische Ökono-
mie der Gesellschaft und haben teil an 
dem von ihr geregelten sozialen Aus-
tausch. Was sie dabei für ihre Interes-
sen halten wollen und was nicht, wird 
auch von den in ihrer Gesellschaft vor-
herrschenden moralischen Vorstellun-
gen beeinfl usst. Dass die Alten ihre 
materielle Unterstützung der Jungen 
häufi g davon abhängig machen, dass 
diese ihr Verhalten nach bestimmten 
gesellschaftlichen Normen ausrich -
ten, lässt sich als Ausdruck eines akti -
ven, über die eigene Lebenserwar -
tung hinausreichenden moralischen 
Zukunftsinteresses verstehen.

Vor allem in Europa fi ndet politische 
Beteiligung nicht nur durch Teilnahme 
an Wahlen statt, sondern auch durch 
Mitgliedschaft in Interessenverbänden 
und politischen Parteien. Der Zuwachs 

bei den Älteren erscheint bei allen 
Parteien (siehe Tabelle auf Seite 54) 
als Folge des Durchmarsches einer be-
stimmten, am unteren Ende der Alters-
verteilung nicht mehr durch neue Mit-
glieder ersetzten Alterskohorte – der 
Geburtsjahrgänge 1930 bis 1960 – 
durch den Altersaufbau.

Was bedeutet die Überalterung 
beziehungsweise Unterjüngung der 
großen politischen Mitgliederorgani-
sationen für deren Politik und damit 
für die Politik der alternden Gesell-
schaft? Eine Vorschau bieten die 
schon heute beobachtbaren Probleme 
der Gewerkschaften. Der Tradition der 
Gewerkschaften entspricht, dass ihre 
Mitglieder auch nach Eintritt in den 
Ruhestand ihre Mitgliedschaft nicht 

einem Verteilungskonfl ikt nicht um 
unterschiedliche Wertorientierungen 
oder Lebensweisen. Der Generatio-
nenkonfl ikt der Zukunft, der den 
Generationenvertrag des Sozialstaats 
ablösen würde, wäre ein politisch-
ökonomischer Konfl ikt zwischen 
Gruppen mit widerstreitenden Ein-
kommensinteressen. Sein Medium 
wäre das allgemeine Wahlrecht, mit 
dessen Hilfe eine wachsende Zahl von 
Alten ihre Rentiersinteressen gegen 
eine schrumpfende Zahl noch aktiver 
Jüngerer durchsetzen würde.

Wenn die junge Generation ihren 
Lebensunterhalt am Markt verdienen 
muss, während die Alten von den 
Zwängen des Marktes freigesetzt sind, 
unterscheiden sich beide auch durch 

ihre Klassenlage. Politik kommt ins 
Spiel, insofern das wichtigste Produk-
tionsmittel der Älteren die Macht des 
Staates ist, vermittels deren die Soli-
darität der noch Arbeitenden notfalls 
auch erzwungen werden kann. Aller-
dings muss eine Klasse, die ihre wirt-
schaftliche Existenz mit staatlichen 
Mitteln sichern will, den Staat auch 
tatsächlich in Besitz nehmen können. 
Das kann sie nur, wenn sie politisch 
handlungsfähig ist, und dies setzt Or-
ganisationsfähigkeit voraus.

In einer seiner Abhandlungen über 
die Politik des postrevolutionären 
Frankreich im 19. Jahrhundert – in 
dem Aufsatz über den „18. Brumaire“ 
– fragt Marx, warum die franzö-
sischen Bauern in dem jahrzehnte-
langen Hin und Her zwischen Revo-
lution und Konterrevolution immer 
nur Spielball anderer Interessen wa-

ren, obwohl sie nicht nur die große 
Mehrheit der Bevölkerung stellten, 
sondern auch wirtschaftlich unent-
behrlich waren. In seiner Antwort 
beschreibt Marx die Klasse der Bau-
ern mit einer seiner machtvollsten 
Metaphern als „einfache Addition 
gleichnamiger Größen, wie etwa ein 
Sack von Kartoffeln einen Kartoffel-
sack bildet“: als strukturlosen Hau-
fen gleicher, aber miteinander un-
verbundener Einzelner.

Sind die heutigen Alten politisch 
ein „Sack Kartoffeln“, so wie die fran-
zösischen Bauern des 19. Jahrhun-
derts? Folgt man dem, was die Poli-
tikwissenschaft bis vor Kurzem sicher 
zu wissen glaubte, dann ist es mit 
der politischen Organisationsfähig -
keit der Alten als Alte 
nicht weit her. In der Tat 
sind etwa graue Parteien 
in Deutschland und an-
derswo nie über eine 
Existenz als Kuriosität 
am Rande des Par-
teiensystems hinaus -
gekommen. Alter als 
solches erschien der 
Forschung nur am Ran-
de bedeutsam und war, 
wenn überhaupt, nur ein 
die Wahlentscheidung 
beeinfl ussendes so ziales 
Merkmal unter anderen. 
Herkunft, Religion, Ge-
schlecht, Beruf, Region waren min-
destens ebenso wichtig oder wichtiger 
und wirkten sich bei Älteren auf die-
selbe Weise aus wie bei Jüngeren.

ALTERSEFFEKTE GEWINNEN 
AN POLITISCHEM GEWICHT

Wo Unterschiede zu beobachten wa-
ren, ging es der Literatur im Wesent-
lichen um die Frage, ob sie auf 
Alters- oder Generationeneffekte zu-
rückzuführen waren. Alterseffekte 
sind Folgen des Älterwerdens. Gene-
rationen- oder Kohorteneffekte dage-
gen gehen auf in der Vergangenheit 
empfangene Prägungen einer etwa 
gleichaltrigen Gruppe durch bestimm-
te historische Ereignisse und daran 
anknüpfende gemeinsame Erfah-
rungen zurück, die für das gesamte 

weitere Leben der Gruppe bis in das 
Alter hinein bestimmend bleiben.

Was die Forschung über das poli-
tische Verhalten Älterer angeht, so 
wurde bisher Generationeneffekten 
im Vergleich zu Alterseffekten 
die größere Bedeutung zugemessen. 
Auch dass ältere Menschen meist 
intensivere Parteibindungen auf-
weisen und häufi ger zur Wahl ge-
hen als jüngere, erklärt die Politik-
forschung überwiegend nicht mit 
Alters-, sondern mit Generationen-
effekten. Der amerikanische Alters-
forscher Robert H. Binstock führt 
an, dass in den USA die Wahlbetei-
ligung älterer Menschen von 1972 
bis 1996 um 6,5 Prozent gestiegen 
ist, während sie in allen anderen 

Altersgruppen zurückging (um 
nicht weniger als 37,4 Prozent für 
die Achtzehn- bis Vierundzwanzig-
jährigen!) – ein Wandel, der nur als 
Folge des Durchmarsches verschie-
den geprägter Geburtsjahrgänge 
durch die Altersgruppen erklärt 
werden könne.

Wäre auf all das Verlass, dann 
könnte der wissenschaftliche Befund 
zur Wahrscheinlichkeit einer auf das 
allgemeine Wahlrecht gegründeten 
Rentiers-Gerontokratie beruhigender 
nicht sein, und die lange herrschende 
Lehre der Politikwissenschaft behiel-
te ihre Geltung. Mit dem Aussterben 
der politisch geprägten Kohorten der 
Kriegs- und Nachkriegsjahre stünde 
im Übrigen zu erwarten, dass die Or-
ganisationsfähigkeit der Alten sinken 

würde. Allerdings sind in den Sozial-
wissenschaften Vorhersagen über 
längere Zeitabschnitte hinweg immer 
gewagt. Wie Wähler sich verhalten, 
kann sich als Folge unvorhergese-
hener Ereignisse und Entwicklungen 
auf unvorhersehbare Weise ändern.

EINE KAUSALBEZIEHUNG,
DIE SICH UMKEHREN LÄSST

Die Politik demokratisch gewählter 
Regierungen folgt den Präferenzen 
ihrer Wähler. Aber wie so oft in der 
sozialen Welt lässt sich diese Kau-
salbeziehung auch umkehren. Auch 
hier sind die Folgen nicht leicht vor-
herzusehen. Die Wirkungen einer 
Politik kommen zu den Bedingungen 
ihrer Fortsetzung oder Beendigung 
hinzu. Deshalb unterliegt der Rück-
bau des Wohlfahrtsstaats anderen 
Gesetzen als sein Aufbau. Der Wi-
derstand, den er überwinden muss, 
ist nicht nur der seiner ursprüng-
lichen Unterstützer, sondern auch 
der seiner späteren Klientel.

Über lange Zeit war die Macht der 
Interessenorganisationen alter Men-
schen im besten Falle defensiver Natur 
– und trotzdem nicht stark genug, um 
„Reformen zu verhindern, die mit den 
Interessen einer zu Unrecht als einheit-
lich vorgestellten Gruppe der ‚Alten‘ 
unvereinbar schienen“, so Binstock. 
Dies aber scheint sich in den vergan-
genen Jahren geändert zu haben.

Ob und in welchem Interesse frei-
lich die Alten von ihrer gewachsenen 
Mobilisierbarkeit Gebrauch machen 
und machen werden, lässt sich nicht 
mit Sicherheit vorhersagen. Ein Bei-
spiel ist die Untersuchung von J.W. 
Button über Volksabstimmungen zur 
Finanzierung kommunaler Bildungs-
ausgaben im US-Staat Florida, wo 
besonders viele alte Menschen woh-
nen. Wie zu erwarten, erweist sich 
die Wahlbeteiligung der Älteren im 
Vergleich zu den Jüngeren als hoch.

Zugleich fi ndet die Studie eine be-
sonders starke Ablehnung von An-
leihen und Steuererhöhungen für 
Schulen in Wahlbezirken, in denen 
viele Alte wohnen und zur Wahl ge-
hen. Hierin werde, so Button, ein Ge-
nerationenkonfl ikt sichtbar, bei dem 

Senioren auf dem Vormarsch: Ältere Menschen haben 
meist eine intensivere Parteibindung als jüngere.

aufgeben – nicht nur aus sentimen-
talen Gründen und wegen des Wider-
stands der Betroffenen, sondern auch, 
weil die Gewerkschaften die Vertre-
tung der Interessen von Arbeitneh-
mern im Ruhestand nicht anderen 
Verbänden überlassen wollten.

Je weiter die Zahl der jüngeren Mit-
glieder zurückging, desto wertvoller 
wurde die freiwillige Mitarbeit der 
nicht mehr berufstätigen, gewerk-
schaftlich aber noch aktiven älteren 
Mitglieder, etwa bei der Verteilung von 
Flugblättern oder der Organisation von 
Streikposten. Allerdings bringen einige 
von ihnen neben ihrer unentgeltlichen 
Arbeit auch radikale politische Über-
zeugungen in die Gewerkschaft ein, 
die manchen heute verantwortlichen 
Funktionären unzeitgemäß und, etwa 
bei der Mitgliederwerbung, sogar hin-
derlich vorkommen.  ®

In den vergangenen Jahren hat die Zahl der Mitglieder über 
60 Jahre in den großen deutschen Parteien zugenommen.

Gewerkschaften suchen die Unterstützung der Rentner, 
wollen aber gleichzeitig deren Mitsprache begrenzen.
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Zunehmend problematisch erschei-
nen auch die speziellen wirtschaft-
lichen Interessen der Ruheständler. 
Solange die Rentenformel die Renten 
an die Reallöhne koppelt, sind die 
nicht mehr betriebstätigen ebenso wie 
die betriebstätigen Mitglieder an ho-
hen Lohnsteigerungen interessiert. 
Anders ist dies jedoch bei den Beiträ-
gen zur Rentenversicherung: Wäh-
rend die Rentner Beitragserhöhungen 
zum Zweck der Sicherung des Ren-
tenniveaus für einen selbstverständli-
chen Teil des Generationenvertrags 
halten, ist dies bei den immer stärker 
belasteten Aktiven nicht von vorn-
herein zu erwarten.

Vor allem deshalb wird heute in 
allen europäischen Gewerkschaften 

über Statutenänderungen nachge-
dacht, mit denen der Einfl uss der 
Rentnermitglieder auf die Gewerk-
schaftspolitik begrenzt werden soll. 
Von einer Herrschaft der Rentner in 
den Gewerkschaften kann man aller-
dings dennoch nicht sprechen, eher 
von strategischen Manövern der Ge-
werkschaftsleitungen gegenüber ei-
ner Mitgliedergruppe, deren Unter-
stützung man gut gebrauchen kann, 
ohne dass man ihr dafür allzu viel 
Mitsprache zugestehen will.

Zu erwarten steht, dass in einer al-
ternden Gesellschaft auch die gewähl-
ten politischen Repräsentanten älter 
werden. Mit einer politischen Macht-
übernahme der Alten vermittels ihrer 
Kontrolle über das Parteiensystem hat 
dies jedoch nichts zu tun, denn Par-
teien unterliegen regelmäßiger Diszi-
plinierung durch allgemeine Wahlen. 

Dass sich keine große Partei heute of-
fen gegen die Interessen der Rentner 
stellt, hat mit der Struktur der Wäh-
lerschaft und nicht mit der Zusam-
mensetzung der Parteimitgliedschaft 
zu tun. Zwar dominieren die Älteren 
das Innenleben der politischen Par-
teien – und in Zukunft gewiss noch 
mehr als heute –, aber gleichzeitig 
lernen die Parteiapparate immer bes-
ser, ihre Politik von Mitgliedschaft 
und Mitgliedschaftsmotiven abzukop-
peln, auch indem sie sich bei Wahl-
kämpfen auf gekaufte Dienstleistun-
gen statt auf freiwillige Beteiligung 
der Parteibasis stützen.

Je weiter in der plebiszitären Medi-
endemokratie die „Amerikanisierung“ 
der Wahlkämpfe und der Parteiappa-
rate fortschreitet, desto 
weniger kommt es dar-
auf an, wer sich noch 
als Parteimitglied ein-
schreibt und betätigt. 
Die gealterten Mit-
glieder der civic ge-
neration (Putnam) 
dürften bis zum Ende 
ihres Lebens den Orga-
nisationen treu bleiben, 
über die sie einst, als sie 
jung waren, ihre poli-
tische Identität defi niert 
haben, und da ihnen 
niemand mehr nachfolgt, bleiben sie 
unter sich.

Macht gibt ihnen dies aber nicht; 
im Gegenteil dürfte die Überalterung 
der Mitgliedschaft ihre politische Ir-
relevanz endgültig besiegeln. Mit 
dem Aussterben eines gealterten und 
nicht mehr erneuerten Mitgliederbe-
standes endet dann eine Epoche, in 
der soziale Integration noch durch 
politische Organisierung stattfand 
und möglich war. Mit ihr würde eine 
Parteiendemokratie zu Ende gehen, 
die nicht nur auf Wahlen gegründet 
war, sondern auch auf organisato-
rische Partizipation.

DIE POLITIK WIRD

KEINE SPRÜNGE MACHEN

Die Komplexität der sozialen Welt 
und die Besonderheiten mensch-
lichen Handelns als Ursache sozialer 

Wirkungen machen es unmöglich, 
zukünftige gesellschaftliche Entwick-
lungen mithilfe deterministischer 
Kausalmodelle aus gegenwärtig be-
obachteten Sachverhalten abzulei-
ten. Veränderte demografi sche Struk-
turen lassen sich nicht einfach in 
neue politische Mehrheiten umrech-
nen. Stets können neue Einfl ussfak-
toren wirksam werden.

Die Politik der gealterten Gesell-
schaft wird deshalb nicht radikal an-
ders sein als die Politik von heute. Die 
neue Politik des Wohlfahrtsstaats – 
die seiner Begrenzung und Zurück-
schneidung – fi ndet statt in einem 
Kontext zunehmend volatilen Wäh-
lerverhaltens, aber auch erhöhter 
Mobilisierbarkeit und verbesserter 

Mobilisierungsbedingungen einer ge-
wachsenen Klientel der immer schwie-
riger zu fi nanzierenden öffentlichen 
Rentenversicherungssysteme.

Mit dem Interessenbewusstsein der 
Rentenempfänger scheint deren Be-
reitschaft zugenommen zu haben, 
auch jahrzehntelang gewählten Par-
teien die Unterstützung zu entzie-
hen. Bei knappen Mehrheiten und 
schwachen Parteibindungen kann 
dies wahlentscheidend sein oder den 
Parteien so erscheinen, auch wenn 
andere Themen alles andere als be-
deutungslos geworden sind.

Versuche traditioneller Kritiker des 
Wohlfahrtsstaats, durch Mobilisierung 
eines gegen die Alten gerichteten In-
teressenbewusstseins der Jungen den 
Rückbau desselben zu betreiben, sind 
bisher immer fehlgeschlagen. Womög-
lich liegen der Schlüssel zur Politik der 

DIE ZUKUNFT 
DES ALTERNS

In den wohlhabenden Staaten 
werden die Menschen immer älter. 
Während die durchschnittliche 
Lebenszeit steigt, boomt der Absatz 
von Anti-Aging-Produkten. 
Es wollen zwar alle lange leben, 
dabei aber jung bleiben. Erstaunlich 
jedoch ist, wie wenig wir über den 

Prozess des Alterns und seine Hintergründe und Zusam-
menhänge wissen. 
Das Buch Die Zukunft des Alterns, herausgegeben von 
Peter Gruss, Präsident der Max-Planck-Gesellschaft, in-
formiert in allgemeinverständlicher Sprache über den 
neuesten Stand der Alternsforschung und die relevanten 
biologischen Prozesse. Die Autoren sind international 
renommierte Wissenschaft lerinnen und Wissenschaftler, 
vorwiegend der Max-Planck-Gesellschaft. 

Die Themen der einzelnen Beiträge:

PAUL B. BALTES – Alter(n) als Balanceakt. 
Im Schnittpunkt von Fortschritt und Würde
GERD KEMPERMANN – Nicht ausgeliefert an Zeit und Welt: 
Die Plastizität des alternden Gehirns
JAMES W. VAUPEL UND KRISTÍN G. VON KISTOWSKI 
– Die Plastizität menschlicher 
Lebenserwartung und ihre Konsequenzen
ANNETTE BAUDISCH – Altern im Lichte der Evolution
CHRISTIAN BEHL UND F. ULRICH HARTL – Molekulare Mecha-
nismen des Alterns
ADAM ANTEBI – Modellorganismen des Alterns
FLORIAN HOLSBOER – Altersbedingte Erkrankungen – 
das Wechselspiel von Veranlagung und Lebensweise
FLORIAN HOLSBOER UND HANS SCHÖLER 
– Therapiewege der Zukunft
ULMAN LINDENBERGER – Technologie im Alter: 
Chancen aus Sicht der Verhaltenswissenschaften
JÜRGEN BAUMERT UND URSULA STAUDINGER 
– Bildung, Lernen und Arbeit jenseits der 50
MICHAEL STOLLEIS – Geschichtlichkeit 
und soziale Relativität des Alters
WOLFGANG STREECK – Politik in einer 
alternden Gesellschaft: Vom Generationenvertrag 
zum Generationenkonfl ikt?
PETER GRUSS (Hrsg.), DIE ZUKUNFT DES ALTERNS, 
Die Antwort der Wissenschaft, 331 Seiten, 
C.H. Beck Verlag, München 2007, 16,90 Euro.

alternden Gesellschaft und die Ant-
wort auf die Frage, ob es zu einer poli-
tischen Polarisierung zwischen den 
Generationen kommen wird, weniger 
bei den Alten als bei den Jungen, die 
erst noch entscheiden müssen, ob ih-
nen der Wunsch nach Entlastung der 
Staatshaushalte vom Defi zit der Ren-
tenkassen wichtig genug ist, um von 
Parteien und Regierungen einschnei-
dende Kürzungen der Versorgungsan-
sprüche gegenwärtiger und künftiger 
Rentnergenerationen zu verlangen.

EIN WERTEHORIZONT

FÜR ALT UND JUNG

Kluge Politik kann durch institutio-
nelle Reformen mögliche Verteilungs-
konfl ikte im Voraus entschärfen. Aus-
sichtsreiche Reformen sind eine 
graduelle Erhöhung des Rentenalters 
und ein partieller Umbau des Wohl-
fahrtsstaats in Richtung auf Eigenvor-
sorge durch angespartes Eigenkapital.

Auch wenn die Politik darüber mit-
entscheidet, ob die neue Demografi e 
in einen wohlfahrtsstaatlichen Gene-
rationenkonfl ikt einmündet, ist sie 
andererseits nicht allmächtig. Wenn 
wie im Bismarck’schen Sozialversi-
cherungsstaat die Rente als Rückzah-
lung geleisteter Beiträge konzipiert 
ist, kann im Zuge der Rechtsentwick-
lung der Rentenanspruch als Eigen-
tumsrecht ausgestaltet werden. Ist 
dies einmal geschehen, sind Eingriffe 
in Rentenansprüche schwieriger.

Die Neuverhandlung des Generati-
onenvertrags als Interessenausgleich 
zwischen Alt und Jung unter verän-
derten demografi schen Vorzeichen 
erscheint somit als Stunde einer Poli-
tik, die freilich erst noch zeigen muss, 
ob sie der Aufgabe gewachsen ist. 
Wenn die Anpassung der wachsenden 
Versorgungslasten an die Notwendig-
keiten gesellschaftlicher Zukunftssi-
cherung ohne Schaden für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt bewältigt 
werden soll, muss sie in eine umfas-
sende altersfreundliche Umgestaltung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge – 
aber auch der Arbeitswelt – einge-
passt werden. Dies kann grundsätz-
lich allen Bürgern zugutekommen, 
weil alle einmal alt sein werden.

Nur wenn es ihr gelingt, gemein-
same Interessen zu entdecken und in 
den Vordergrund zu rücken, kann die 
Politik hoffen, die möglich gewor-
denen Verteilungskonfl ikte zwischen 
den Generationen so zu entschärfen, 
dass Altersfreundlichkeit und Zu-
kunftssicherung ohne blockierende 
Polarisierung gleichzeitig in Angriff 
genommen werden können.

Ausschlaggebend wird freilich sein, 
ob Politik und Öffentlichkeit der al-
ternden Gesellschaft eine Neubestim-
mung der Rechte und Pfl ichten von 
Alt und Jung zustande bringen, die 
den wohlfahrtsstaatlichen Konsens 
über die moralische Notwendigkeit der 
Abschaffung von Altersarmut weiter-
entwickelt. Hier wird es vor allem auf 
den Wertehorizont ankommen, inner-
halb dessen die Mitglieder der Gesell-
schaft ihre individuellen und kollek-
tiven Interessen defi nieren. 

Interessen, auch materieller Art, 
bedürfen der Konkretisierung in Aus-
einandersetzung mit gesellschaftlich 
sanktionierten Werten und Normen. 
Wie Handelnde ihre politischen In-
teressen verstehen, hängt auch von 
der moralischen Rhetorik ab, der sie 
ausgesetzt sind. Eine kulturelle Stili-
sierung menschlichen Handelns als 
moralisch indifferente rationale Wahl 
kann die Fähigkeit der Politik, Ver-
teilungskonfl ikte zu bewältigen, zu-
nichtemachen.

Letzten Endes werden die Alten da-
für gewonnen werden müssen, für die 
Zukunft der Gesellschaft auch über 
ihr Ableben hinaus Verantwortung zu 
übernehmen. Dies ist im Kern eine 
moralische Frage. Die alternde Gesell-
schaft kann eine Zukunft haben, 
wenn es ihr gelingt, ihre alten Mit-
glieder weiterhin so eng in das Bezie-
hungsgefl echt ihrer moralischen Öko-
nomie einzubinden, dass sie sich ihr 
gegenüber nicht nur berechtigt, son-
dern auch verpfl ichtet fühlen. Mögli-
cherweise bedarf es dazu nicht mehr 
als der behutsamen Bewahrung und 
Kultivierung bestehender Bindungen 
und Bindungsbereitschaften; aber dies 
kann in Zeiten von Individualisierung 
und Marktrationalität das Schwierigs-
te überhaupt sein.  ANTONIA RÖTGER

PROF. DR. WOLFGANG STREECK, 
Jahrgang 1946, erforscht unter 
anderem politische Ökonomie 
und Wirtschaftssoziologie. 
Die Rolle von Interessenverbän-
den wie Gewerkschaften und 
die europäische Integration in-
teressieren ihn dabei besonders. 
Ab 1988 lehrte er an der Uni-

versität von Wisconsin in Madison und wurde 1993 
Fellow am Wissenschaftskolleg Berlin. Streeck hatte 
zudem Gastprofessuren an verschiedenen interna-
tionalen Universitäten inne, ehe er 1995 Direktor 
am Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung 
wurde. Aktuell arbeitet er über die Liberalisierung 
des deutschen Modells einer demokratisch-kapi-
talistischen Wirtschafts- und Sozialordnung 
und die Dynamik institutionellen Wandels.

Anteil der Stimmen der über 65-Jährigen an der Gesamt-
zahl der abgegebenen Stimmen bei Wahlen in den USA.

G
R

A
FI

K:
 C

H
R

IS
TO

PH
 S

CH
N

EI
D

ER
 -

 Q
U

EL
LE

: R
O

BE
R

T 
H

. B
IN

ST
O

CK
: O

LD
ER

 P
EO

PL
E 

A
N

D
 V

O
TI

N
G

 P
A

R
TI

CI
PA

TI
O

N
; P

A
ST

 A
N

D
 F

U
TU

R
E.

 IN
: T

H
E 

G
ER

O
N

TO
LO

G
IS

T 
40

 (
1)

, 1
8-

31

FO
TO

: M
PI

 F
Ü

R
 G

ES
EL

LS
CH

A
FT

SF
O

R
SC

H
U

N
G

FO
TO

: D
PA

 -
 P

IC
TU

R
E 

A
LL

IA
N

CE

0

10

20

30

40

50

1972 1996 2020 2040

41,4%

30,4%

20,3%

Pr
oz

en
t

Jahr
Auch wenn es so scheint: Dass Menschen mit dem 
Alter egoistischer werden, ist empirisch nicht belegt.
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